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Arbeit, Gesundheit und Soziales am 13. Juli 2026   
 
 
Sehr geehrter Herr Kuper, 
 
ich danke sehr herzlich für die Möglichkeit, dass HANDWERK.NRW schriftlich und im Rahmen einer 
Anhörung mündlich zu dem o.g. Gesetzentwurf Stellung nehmen kann. Als Dachorganisation des 
nordrhein-westfälischen Handwerks vertritt HANDWERK.NRW etwa 200.000 Betriebe des 
Handwerks und des handwerksnahen Mittelstands mit ihren Organisationen und nahestehenden 
Institutionen.  
 

I. Vorbemerkung zu Äußerungsmöglichkeiten von HANDWERK.NRW  
 
Die im Gesetzentwurf behandelten Fragen betreffen die Zuständigkeiten der Innungen, 
Fachverbände und Kreishandwerkerschaften als Arbeitgeberorganisationen des Handwerks, da 
die Innungen und Innungsverbände gemäß §§ 54 und 82 Handwerksordnung (HwO) Tarifverträge 
abschließen können. Gemäß § 54 Abs. 3 Nr. 1 HwO können Innungen ihre Tariffähigkeit auf 
Innungsverbände übertragen. Dies führt in der Regel dazu, dass Tarifverträge durch den 
Innungsverband für den Bereich der Handwerksinnung geschlossen werden. Nicht berührt sind 
dagegen die Zuständigkeiten der Handwerkskammern. In diesen sind – als organisatorisches 
Spezifikum des Handwerks im Vergleich zu anderen Kammerstrukturen – Betriebsinhaber und 
Beschäftigte gemeinsam organisiert. Zu Fragen des Arbeits- und Tarifrechts dürfen sich 
Handwerkskammern daher nicht äußern. 
 
Als Dachorganisation aller Handwerksorganisationen legt HANDWERK.NRW großen Wert darauf, 
diese unterschiedlichen Zuständigkeiten und Äußerungsmöglichkeiten seiner Mitglieder 
transparent zu machen und eigene Äußerungen entsprechend zu differenzieren und zu 
klassifizieren.  
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Die vorliegende Stellungnahme bildet daher die unterschiedlichen Einschätzungen der 
äußerungsbefugten Fachverbände ab. Die Gewerke des Handwerks sind dabei unterschiedlich 
vom Anwendungsbereich des TESG betroffen und positionieren sich differenziert zu Art, Umfang 
und Inhalt des Gesetzes. Dies wurde innerhalb der Stellungnahme berücksichtigt. 
 
 

II. Grundsätzliches  
 
Das Handwerk in NRW unterstützt grundsätzlich die Tariftreue als Schutz der Beschäftigten vor 
Lohndumping im öffentlichen Vergaberecht. Vor diesem Hintergrund wird das grundsätzliche Ziel 
begrüßt, Tarifentgelte bei der Vergabe öffentlicher Aufträge sicherzustellen und unlauteren 
Wettbewerb über Lohn- und Sozialdumping zu verhindern.  
 
Öffentliche Auftraggeber tragen eine besondere Verantwortung, ihre Marktmacht so einzusetzen, 
dass ordnungsgemäße Arbeitsbedingungen – insbesondere Mindestentgelte – gefördert und 
seriöse, tarifgebundene Unternehmen nicht benachteiligt werden. Allerdings ist das Zahlen von 
Tariflöhnen für die meisten Unternehmen unserer Mitgliedsverbände schon jetzt zwingende 
Voraussetzung, um in Zeiten des Fachkräftemangels geeignete Mitarbeiter zu finden. Entscheidend 
ist daher, dass durch gesetzliche Vergaberegelungen nicht zusätzliche Hürden aufgebaut werden, 
die tarifgebundene Unternehmen im Vergleich zu nicht originär durch Verbandsmitgliedschaften 
gebundene Unternehmen unverhältnismäßig belasten.  
 
Das Handwerk in Nordrhein-Westfalen begrüßt alle Initiativen, die dazu dienen, die Attraktivität in 
Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften, die Stärkung der Funktionsfähigkeit der 
Tarifautonomie und die Stabilisierung des Tarifvertragssystems zu erhöhen. Die Erosion der 
Tarifbindung wird allerdings nicht durch Übernahme der tariflichen Funktion der Sozialpartner 
durch den Gesetzgeber verhindert, sondern indem der Gesetzgeber die Sozialpartner stärkt und 
damit die Tarifbindung gefördert wird. Daher haben wir erhebliche Zweifel, ob der Gesetzentwurf 
tatsächlich seinen Zielen dient. Er wirft nicht nur Fragen hinsichtlich seiner Praktikabilität und 
seines Erfüllungsaufwandes auf. Es drohen auch negative Auswirkungen auf die Vergabepraxis, 
insbesondere im Hinblick auf eine rasche und komplikationslose Umsetzung des 
Sondervermögens Infrastruktur. Auch verfassungsrechtliche Fragen im Hinblick auf den Schutz der 
Koalitionsfreiheit nach Artikel 9 Abs. 3 GG, auf das Mitbestimmungsrecht und auf die Konkurrenz 
zu bereits bestehenden bundesrechtlichen Regelungen stellen sich. 
 
Empirisch gibt es gemäß einer aktuellen Studie des IW Köln keinen Nachweis dafür, dass 
Tarifentgeltsicherungs- oder Tariftreuegesetze der Länder tatsächlich zu einer höheren 
Tarifbindung führen.1 Vielmehr sind auch im vorliegenden Gesetzentwurf Regelungen angelegt, 
die Anreize gegen den Abschluss von Tarifverträgen oder die gegen die Mitgliedschaft in 
tarifschließenden Verbänden setzen oder die Tarifverträge entwerten, indem sie diese durch 
politische Entscheidungen überlagern und verdrängen. 
 

 
1 https://www.iwkoeln.de/studien/helena-bach-hagen-lesch-ein-ernuechternder-blick-auf-die-empirie.html  
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Im vorliegenden Fall bleibt in der Gesetzesbegründung allerdings unklar, ob die Zielsetzung des 
Gesetzes darin besteht, ein „Funktionsdefizit der Tarifautonomie“ zu beheben oder den 
„verstärkten Einsatz von Beschäftigten, insbesondere aus anderen EU-Staaten, […], die weit 
untertariflich bezahlt werden“, zurückzudrängen. Empirisch belastbare Aussagen zur Größe dieser 
vermuteten Probleme im Zusammenhang mit der öffentlichen Vergabe macht der Gesetzentwurf 
nicht. Aber im Bestreben, etwaige Schlupflöcher zu schließen und missbräuchliches Verhalten zu 
unterbinden, wird ein hoher Regulierungs- und Bürokratieaufwand erzeugt, der in einzelnen 
Punkten zu einer weiteren Schwächung der Tarifautonomie führen dürfte.   
 

III. Zum Gesetzentwurf im Einzelnen 
 
§ 1 Zwecke des Gesetzes, Anwendungsbereich 
 
Nach § 1 Absatz 1 TESG ist Zweck des Gesetzes, einen fairen Wettbewerb um das wirtschaftlichste 
Angebot sowie die Zahlung von Tarifentgelten bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
sicherzustellen. In der Gesetzesbegründung (A Allgemeiner Teil, I Zielsetzung, Absatz 3) wird ein 
weiterer, ganz wesentlicher Gesetzeszweck genannt: „Die die Landesregierung tragenden 
Fraktionen haben im Koalitionsvertrag vereinbart, starke Sozialpartner und eine umfassende 
Tarifbindung zu fördern.“ 
 
Zwar ist anzuerkennen, dass der nun vorliegende Entwurf – anders als frühere Entwürfe – 
tarifgebundene Unternehmen von Nachweispflichten gemäß § 6 ausnimmt und damit für sie 
bürokratische Belastungen reduziert. Aber es gibt andere Aspekte des Gesetzes, die in Konflikt mit 
der erklärten Zielsetzung geraten können. 
 
Schwächung der Tarifbindung 
Die Festlegung von Mindestentgelten durch Rechtsverordnungen schwächt grundsätzlich die 
Sozialpartner, denn damit werden Tarifverhandlungen unter den Vorbehalt gestellt, dass ihre 
Ergebnisse durch eine Rechtsverordnung vollständig und korrekt abgebildet werden. Nach den 
Erfahrungen aus dem Praxischeck, der zu einer früheren Fassung des Entwurfs durchgeführt 
wurde, besteht die große Gefahr, dass der Verordnungsgeber ohne Beteiligung beider 
Sozialpartner aus teils allgemeinverbindlichen und teils nicht allgemeinverbindlichen 
Tarifverträgen eine Rechtsverordnung zusammenstellt, die nicht der Intention und der Auslegung 
der Sozialpartner entspricht. Die Tarifbindung wird geschwächt, wenn die Anwendung von 
Tarifverträgen staatlich verordnet wird. Denn damit fehlt ein zentraler Grund, als Betrieb Mitglied 
in einem Arbeitgeberverband oder als Arbeitnehmer Mitglied in einer Gewerkschaft zu werden. Es 
ist deshalb auch nicht davon auszugehen, dass sich durch den Gesetzentwurf bisher 
tarifungebundene Betriebe mittels tarifgebundener Mitgliedschaft in einem Arbeitgeberverband 
freiwillig an die für sie einschlägigen Branchentarifverträge binden werden. Für die Fälle, in denen 
gemäß § 3 Satz 1 Ziffern 1 und 2 ein allgemein verbindlicher Tarifvertrag vorausgesetzt wird, 
könnte durch das Gesetz der Anreiz entstehen, künftig auf die Allgemeinverbindlichkeit zu 
verzichten und sich damit aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes herauszuziehen. 
Problematisch im Sinne der Zielsetzung ist auch, wenn bestehende Tarifverträge durch eine 
auftragsbezogene Rechtsverordnung verdrängt werden. Dies kann dann der Fall sein, wenn ein 
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Unternehmen einen branchenbezogenen Tarifvertrag hat, aber für die Erledigung des Auftrags 
gemäß Rechtsverordnung andere Regelungen anwenden muss. Die Einheitlichkeit des 
Tarifvertragssystems wird damit in Frage gestellt. 
 
Unterschiedliches Vergaberecht in den Ländern 
Generell werfen länderspezifische Vergabegesetze zur Tariftreue Probleme in der Anwendung auf. 
Unternehmen, die sich an Ausschreibungen in verschiedenen Bundesländern beteiligen wollen, 
ihren Hauptsitz, an dem die Angebote und Kalkulationen erstellt werden, aber in einem anderen 
Bundesland haben, müssen im Zweifel 16 unterschiedliche Tariftreue- und Vergabegesetze 
berücksichtigen, um deren jeweils unterschiedlichen Anforderungen erfüllen zu können. Für kleine 
und mittlere Betriebe ist das eine nicht zu lösende Problematik und führt zu einer erheblichen 
Einschränkung der Marktteilnahmemöglichkeiten. Für Betriebe mit Sitz außerhalb von NRW und 
im Geltungsbereich dort vereinbarter Tarifverträge würde das Gesetz dazu führen, dass per 
Rechtsverordnung ein an sich für das Unternehmen geltender Tarifvertag ausgehebelt wird.  
 
Unklarer Wirkungszusammenhang mit Bundesrecht 
Zahlreiche Gewerke des Handwerks in NRW haben zudem seit langem allgemeinverbindliche 
Rahmentarifverträge für die gewerblichen Beschäftigten und seit vielen Jahren einen 
allgemeinverbindlichen Mindestlohntarifvertrag per Rechtsverordnung nach dem AEntG. Seitens 
des Fachverbandes des Gebäudereinigerhandwerks wird darauf hingewiesen, dass im Handwerk 
viele Innungen und Fachverbände einen regelmäßigen Austausch mit der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS) des Zolls und den Gewerkschaften gegen Schwarzarbeit und illegale 
Beschäftigung pflegen. Damit beteiligen sie sich aktiv im Kampf gegen Mindestlohn- und weitere 
Tarifverstöße im Handwerk. Insbesondere das Baugewerbe ist bereits heute durch ein dichtes Netz 
gesetzlicher und tariflicher Regelungen geprägt. Für zentrale Bereiche der Bauwirtschaft gelten 
allgemeinverbindliche Tarifverträge nach dem AEntG. Darüber hinaus unterliegen 
Bauunternehmen umfangreichen Kontrollmechanismen durch die FKS des Zolls, 
Sozialversicherungsträger und Berufsgenossenschaften. Dies gilt mithin mit wenigen 
Unterschieden auch für die weiteren einbezogenen Berufsgruppen in dem Entwurf des TESG. Vor 
diesem Hintergrund ist festzuhalten, dass der Entwurf des TESG weitgehend auf bereits 
bestehende Regelungen aufsetzt und diese durch zusätzliche landesrechtliche Pflichten, 
Nachweise und Kontrollstrukturen ergänzt. Ein Mehrwert im Hinblick auf die tatsächliche 
Durchsetzung tariflicher Entgelte ist nur begrenzt ersichtlich.  
 
Widersprüchlichkeit des Vergaberechts für Land und Kommunen 
In einer Gesamtschau ist zu erwarten, dass das TESG Vergabeverfahren verkomplizieren und 
dadurch verlängern wird. Statt einheitliche vergaberechtliche Regulierungsregime zu schaffen, 
„driften“ die Rechtsgrundlagen von Kommunen, Ländern und Bund immer weiter auseinander. 
Gerade mittelständische Unternehmen können hier kaum noch den Überblick behalten. Bereits 
heute sind öffentliche Bauvorhaben durch steigende Kosten, Fachkräftemangel und hohe 
administrative Anforderungen geprägt. Zusätzliche gesetzliche Vorgaben erhöhen die 
Angebotskosten und verringern die Bereitschaft insbesondere mittelständischer Unternehmen, 
sich an öffentlichen Ausschreibungen zu beteiligen. Dies läuft dem Ziel eines fairen Wettbewerbs 
zuwider und gefährdet die zügige Umsetzung dringend benötigter Infrastruktur- und Bauprojekte. 
Der Gesetzentwurf setzt falsche Anreize für Unternehmen, sich aus den öffentlichen Vergaben 



 

5 

zurückzuziehen, und konterkariert damit die aktuellen Bemühungen, das Sondervermögen 
Infrastruktur schnell und unbürokratisch umzusetzen.  
Insbesondere fällt der konzeptionelle Widerspruch zum kommunalen Vergaberecht auf. Die 
Reform von § 75a GO NRW hat bisher geltende vergaberechtliche Vorgaben gestrichen. Dies 
entbindet insbesondere die Kommunen von der Anwendung der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen (VOB) und gibt ihnen die zusätzliche Möglichkeit, weitere vergaberechtliche 
Regelungen durch Satzungsrecht neu zu schaffen. Der vorliegende Entwurf des TESG schafft 
dagegen neue Komplikationen und Auflagen für Vergaben des Landes. Bereits frühere Tariftreue- 
und Vergabegesetze in Nordrhein-Westfalen waren durch hohe Bürokratielasten und zusätzliche 
Komplexität bei der öffentlichen Auftragsvergabe gekennzeichnet. In dem seit 2018 geltenden 
Gesetz wurden die gröbsten Belastungen für bietende Unternehmen beseitigt. Die geltende 
Rechtslage wird aus Sicht der Verbände insgesamt als ausgewogen und angemessen eingeschätzt. 
Der vorliegende Gesetzentwurf stellt wiederum einen Schritt in die entgegengesetzte Richtung dar. 
Eine einheitliche Linie im Sinne von Staatsmodernisierung ist an dieser Stelle nicht erkennbar. 
 
Erhöhter Aufwand 
Der Gesetzentwurf führt zu einem Anstieg des Verwaltungsaufwands bei der Angebotsabgabe und 
der Vertragsabwicklung. Auch das neue digitale Portal wird diesen Aufwand für viele Betriebe nicht 
vollständig kompensieren, zumal insbesondere kleinere und mittlere Unternehmen (KMU) nur 
begrenzte Ressourcen im Bereich der Auftragsverwaltung besitzen. Die zusätzlichen 
Anforderungen, insbesondere die Nachweispflichten und die digitale Nachweisführung über das 
Portal, werden viele Betriebe von öffentlichen Aufträgen fernhalten. Gerade Kleinstbetriebe ohne 
interne Vergabestellen werden dadurch benachteiligt. Damit ist zu befürchten, dass sich der 
Bieterkreis bei öffentlichen Ausschreibungen verkleinert.  
 
Zu weiter Anwendungsbereich – Schwellenwerte anheben! 
§ 1 Abs. 5 bestimmt den Anwendungsbereich ab einem geschätzten Auftragswert für 
Bauleistungen von 100.000 € ohne Umsatzsteuer. Dies ist kritisch zu bewerten. Gerade bei 
Baumaßnahmen des Landes liegen zahlreiche Bauaufträge erheblich über diesem Wertsegment. 
Die Bagatellgrenze erweist sich damit als wirkungslos und würde im Ergebnis ins Leere laufen. Der 
Absatz bliebe ohne einen tatsächlichen Anwendungsbereich. Es sollte daher geprüft werden, ob 
nicht eine (erneute) Anhebung der Wertgrenzen – zumindest für Bauleistungen – sachgerecht ist, 
um die Belastungen für KMU in einem angemessenen Verhältnis zum verfolgten Regelungszweck 
zu halten. Darüber hinaus lässt sich nicht erkennen, worauf sich der Auftragswert bei Vergabe von 
Teilleistungen oder wiederkehrenden Leistungen an ein Unternehmen bezieht. Die in Abs. 5 
vorgesehenen Schwellenwerte sollten daher angehoben werden und sich an vergleichbaren 
Regelungen orientieren, um den bürokratischen Aufwand zumindest etwas einzugrenzen. Bei 
Bauleistungen würden sich etwa 275.000 € anbieten (analog zu § 10 Abs. 3 i.V.m. § 28e Abs. 3d SGB 
IV). Unklar ist dann aber auch dann weiterhin, wie diese Werte bei der Vergabe von Teilleistungen 
oder wiederkehrenden Leistungen zu verstehen sind.  
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§ 2 Digitalisierung  
 
Administrativer Vollzug unklar 
Gemäß Gesetzesbegründung soll ein „digitales Tool“ zur Verfügung gestellt werden, das relevante 
Informationen, elektronische Formulare und praxisbezogene Unterstützungsangebote umfasst. 
Hier ist unklar, wer das Portal betreibt und verantwortlich ist. Die Klärung von Kernfragen ist 
zwingend, neben dem bürokratischen Aufwand auch den Vollzug zu gewährleisten. Hier stellen 
sich eine Vielzahl von Fragen rund um den Support, die Rechte und insbesondere der notwendigen 
Schnittstellen. Anknüpfend daran stellt sich die Frage, wann geht es produktiv online geht und wie 
Übergangs- bzw. Störfallregelungen gestaltet werden. 
 
 
§ 3 Mindestentgelte  
 
Zielunklarheit 
§ 3 lässt sich entnehmen, dass der Entwurf des TESG tatsächlich nicht auf ein tariftreues Verhalten 
oder eine Tarifbindung abzielt, sondern lediglich auf die Einhaltung von in einer Rechtsverordnung 
festgesetzten Mindestentgelten für die Dauer der Leistungserbringung. Das sagt aber nichts über 
die Tarifbindung des Auftragnehmers aus. Die Ausschreibung ist auch nicht an die Mitgliedschaft 
in einer tarifvertragschließenden Vereinigung geknüpft. Es geht daher erst recht nicht um 
Tariftreue im Sinne einer längerfristigen Bindung an Tarifverträge über den vom öffentlichen 
Auftraggeber erteilten Auftrag hinaus.  
 
Anwendungsprobleme durch Bezug auf „Auftrag“ 
Unklar ist auch, was mit „bei der Ausführung des Auftrags" in § 3 Satz 1 gemeint ist. Werden in der 
Bauwirtschaft davon nur die unmittelbar auf der Baustelle tätigen Arbeitnehmer erfasst oder auch 
Arbeitnehmer, die mittelbar mit dem Bauauftrag zu tun haben, zum Beispiel der Magazinverwalter 
im Lager am Hauptsitz des Bauunternehmens, der auch Material für die Arbeit auf einer Baustelle 
zuteilt oder der mit der Personalabrechnung der Bauarbeiter, die auf einer Baustelle eines 
öffentlichen Auftraggebers tätig sind, befasste Personalsachbearbeiter? 
§ 3 Satz 1 führt auch zu einem Anwendungsproblem. Denn tarifliche Vereinbarungen werden nicht 
für einen einzelnen Auftrag vereinbart, sondern für einen Zeitraum (z. B. das Kalenderjahr). Das 
zeigt sich beispielsweise bei der Berechnung des Tarifurlaubs oder aber einer 
Arbeitszeitflexibilisierung und der damit einhergehenden Wochenarbeitszeit und Ansprüchen auf 
Mehrarbeitszuschläge. Das bedeutet, dass – je nachdem ob die Auftragserteilung an ein durch 
Verbandsmitgliedschaft tarifgebundenes Unternehmen oder an ein nicht dem Tarifträgerverband 
angehörendes Unternehmen erfolgt – sich während der Auftragsdauer unter Umständen 
Ansprüche in verschiedener Höhe ergeben und nicht tarifgebundene Unternehmen nach wie vor 
mit niedrigeren Kosten kalkulieren können. 
Eine weitere gleichgelagerte Fallkonstellation ergibt sich, wenn ein Arbeitnehmer durch seinen 
Arbeitgeber nicht permanent in Erledigung eines Auftrages für einen öffentlichen Auftraggeber 
eingesetzt wird, sondern an einem Arbeitstag auf verschiedenen Baustellen tätig ist. Unternehmen, 
die bisher nicht tarifgebunden sind, wären nach wie vor weitaus besser als tarifgebundene 
Unternehmen in der Lage, ihre Mindestentgelte an die jeweiligen Vorgaben des Auftraggebers 
anzupassen. Es steht zu befürchten, dass die Betriebe dieses Dilemma lösen, indem sie aus den 
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Arbeitgeberverbänden austreten. In diesem Fall wären sie nur noch an die durch die 
Rechtsverordnung vorgegebenen Mindestentgelte gebunden.  
Viele praktische Probleme würden umgangen, wenn nach dem Vorbild des Tariftreuegesetz des 
Bundes (§ 5 Abs. 1) der Geltungsbereich des Gesetzes keine Aufträge umfasst, die eine Laufzeit von 
unter zwei Monaten haben. 
 
Drohende Verdrängung von Tarifrecht verhindern! 
Damit die schädlichen Auswirkungen des Gesetzes auf die Tarifbindung vermieden werden, muss 
klargestellt werden, dass es durch das Gesetz nicht zu einer Verdrängung von Tarifverträgen 
kommt. § 3 Abs. 4 TESG ist daher zum Schutz bestehender Tarifverträge dahingehend zu 
erweitern, dass Leistungen nur an Auftragnehmer zu vergeben sind, die sich verpflichten, bei der 
Ausführung des Auftrags ihren Beschäftigten mindestens diejenigen Entgelte zu zahlen, die in 
einer nach § 4 erlassenen Rechtsverordnung geregelt sind, „sofern nicht für den Auftragnehmer 
ein Tarifvertrag nach § 3 Abs. 1 TVG Anwendung findet“.  
 
 
§ 4 Rechtsverordnungen zur Bestimmung verbindlicher Mindestentgelte  
 
Konflikte zwischen Branchenbegriff der Tarifpraxis und des TESG 
Nach § 4 Abs. 1 TESG soll eine Rechtsverordnung die geltenden Mindestentgelte für eine Branche 
enthalten, wobei eine „Branche“ nicht weiter definiert wird. Diese Vorgehensweise begegnet 
erheblichen Bedenken. Wie bereits einleitend dargelegt, bestehen bereits bundesweit geltende, 
allgemeinverbindliche Tarifverträge mit differenzierten Lohngruppen, Zuschlägen und 
Regelungen. Seitens des Verbandes Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau wurde z.B. der 
Hinweis eingebracht, dass eine zusätzliche landesrechtliche Festlegung von Mindestentgelten das 
Risiko von Überschneidungen, Abgrenzungsproblemen und Rechtsunsicherheiten, insbesondere 
bei gemischten Leistungen oder Nachunternehmerketten birgt. In Branchen mit bestehenden 
allgemeinverbindlichen Tarifverträgen – insbesondere das Bauhauptgewerbe und die baunahen 
Handwerke – sollte auf zusätzliche landesrechtliche Mindestentgeltverordnungen verzichtet 
werden. 
 
Konflikte zum Mitbestimmungsrecht des Bundes 
Die in § 4 Abs. 1 und 2 genannten Bestimmungen über Eingruppierungsmerkmale dürfen zudem 
nicht dazu führen, dass ganze Lohngitter unter die Rechtsverordnung fallen. Dies würde 
unweigerlich zu einem Konflikt zum bundesrechtlich normierten Mitbestimmungsrecht führen, 
das innerbetrieblich für Eingruppierungsfragen Mitbestimmungspflicht vorsieht. Daher wird es bei 
der Ausgestaltung der Erklärung darauf ankommen, dass der Nachweis der Mitgliedschaft in einer 
Innung/Arbeitgeberverband niedrigschwellig ist und z.B. durch eine Jahreserklärung abgegeben 
werden kann. Der beispielsweise im diskutierten Entwurf in § 4 I S. 2 des Niedersächsischen 
Tariftreue- und Vergabegesetzes gewählte Weg, dass bei Mitgliedschaft in einer tarifschließenden 
Organisation lediglich ein Kreuz für die Mitgliedschaft und für die Aussage, dass man sich an die in 
der Musterarbeitsbedingungsverordnung genannten Lohngitter halte, würde diesem Ziel 
entsprechen. 
 
 



 

8 

Beschränkung auf wenige Entgeltgruppen vornehmen! 
Ein Entgelttarifvertrag hat in der Regel mindestens 10 Entgeltgruppen. Es wäre völlig unpraktikabel, 
diese Entgeltgruppen alle per Rechtsverordnung als jeweilige Mindestentgelte festzulegen. Das 
würde nämlich einen deutlich erhöhten Dokumentations- und Nachweisaufwand erfordern, da 
nicht nur für jeden Mitarbeiter gemeldet werden muss, in welcher Entgeltgruppe er sich befindet, 
sondern auch noch darüber gestritten werden könnte, ob die Eingruppierung zu Recht erfolgt ist. 
Die Rechtsverordnung sollte sich daher auf wesentliche Mindestlöhne – z.B. eines 
Mindestlohntarifvertrages – beschränken. Will man bei der Vorgabe bleiben, wäre es zielführend, 
eine zahlenmäßige Beschränkung vorzunehmen. Aus diesem Grund sollte § 4 vorgeben, dass die 
Rechtsverordnung pro Gewerk in der Regel zwei bis drei Entgelte festlegt, die als jeweilige 
Mindestentgelte im Sinne des Gesetzes gelten. Im Handwerk bietet es sich an, Entgelte nach der 
jeweils untersten Entgeltgruppe für Helfer, Gesellen und Meister festzulegen. Diese 
Qualifikationen sind ohne großen Aufwand prüfbar. Daher muss zwingend in das TESG 
aufgenommen werden, dass die Rechtsverordnung nur unter Beteiligung der Tarifträgerverbände 
geschaffen werden darf. Nur so kann sichergestellt werden, dass tarifliche Regelungen korrekt 
wiedergegeben und ausgelegt werden. Beim Praxischeck im Gebäudereiniger-Handwerk (2025) 
zum ersten Entwurf des TESG konnten alle Beteiligten feststellen, dass das Einvernehmen mit den 
Tarifträgerverbänden zwingend erforderlich ist. Alternativ könnte auch ein Widerspruchsverfahren 
gegen Inhalte der Rechtsverordnung eingeführt werden. Für den Anspruch aus der 
Gesetzesbegründung, Lohn- und Sozialdumping zu unterbinden, würde es ausreichen, die 
Tarifbezugnahme auf die „Mindestentgelte der untersten beiden Lohngruppen“ zu begrenzen und 
auf die zusätzlichen Elemente zu verzichten. 
 
Verzögerte Anpassung der Rechtsverordnung an Änderungen der Tarifverträge 
In § 4 Abs. 2 letzter Satz ist geregelt, dass die „Bestimmungen“ (der Rechtsverordnung) nach 
Änderung der Branchentarifverträge innerhalb von sechs Monaten nach Eingang des 
Tarifvertrages beim Tarifregister des Landes NRW anzupassen sind. Hier besteht die Gefahr, dass 
bei Lohntarifverträgen mit einjähriger Laufzeit die Löhne gemäß der nach dem TESG erlassenen 
Rechtsverordnung erst nach der Hälfte der Laufzeit aktualisiert werden und einzuhalten sind, 
während unmittelbar tarifgebundene Betriebe diese vom ersten Tag an einhalten müssen. 
Beispiel: Neuer Lohntarifvertrag ab dem 01.01.2027, Ausschreibung wird am 01.06.2027 
veröffentlicht, Anpassung der Rechtsverordnung erst zum 01.07.2027. Hier ist unklar, ob bei der 
Ausschreibung für tarifgebundene Betriebe andere Löhne für die Vergabe gelten als bei nicht 
tarifgebundenen Betrieben. 
 
Konflikte zur Tarifautonomie 
§ 4 Abs. 3 besagt, dass bei Vorliegen mehrerer Branchentarifverträge mit teilweise demselben 
fachlichen Geltungsbereich derjenige mit der überwiegenden Bedeutung zugrunde zu legen ist. 
Zur Festlegung der überwiegenden Bedeutung werden die Anzahl der Beschäftigten der 
tarifgebundenen Arbeitgeber und die Anzahl der Gewerkschaftsmitglieder im Geltungsbereich des 
Tarifvertrags abgestellt. Hier droht die Aushebelung verbandsspezifischer Tarifverträge und die 
zwingende Anwendung fremder Tarifvertragsbedingungen. Dies widerspricht dem 
Grundgedanken der in Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz (GG) ausgestalteten Tarifautonomie. 
Verfassungsrechtliche Bedenken drängen sich hier auf, da sich in den Überschneidungsbereichen 
verschiedene Arbeitgebergruppen mit der gleichen Gewerkschaft funktionsfähige 
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Tariflandschaften entwickelt haben, die gerade im Überschneidungsbereich mit 
Einschränkungsklauseln hinsichtlich der Allgemeinverbindlicherklärung und entsprechenden 
Anwendungsausnahmen in Frage gestellt werden könnten. In sich überschneidenden 
Tätigkeitsbereichen verschiedener Branchen liegen unterschiedliche Tarifverträge vor, die bei dem 
jeweiligen Wettbewerber meist kraft Mitgliedschaft in Arbeitgeberverbänden als rechtmäßige 
Kalkulationsgrundlage täglich zur Anwendung kommen. Der heute im Wettbewerb gut 
funktionierende und geltende Grundsatz im Überschneidungsbereich verschiedener 
Branchentarifbedingungen „Jeder wendet seins an“ wird damit zerstört.  
 
Drohende Überforderung des Verordnungsgebers oder bewusste Selektion von Tarifrecht durch den 
Verordnungsgeber 
Es ist davon auszugehen, dass der öffentliche Auftraggeber für die jeweilige Auftragsvergabe 
entscheidet, welche Rechtsverordnung einschlägig ist.  Vergleichbare Tariftreue- und Fairer-Lohn-
Gesetze bestehen im Saarland. In diesem werden vergleichbar mit der Schaffung von 
Rechtsverordnungen entsprechend §§ 3 und 4 eben nicht nur allgemeinverbindliche 
Tarifregelungen in die Rechtsverordnung aufgenommen. Auf diese Weise wurden ohne oder gar 
gegen den Willen von Tarifvertragsparteien tarifliche Regelungen über die Rechtsverordnung zur 
allgemeinverbindlichen Norm erhoben. Angesichts der Komplexität des Tarifrechts, in dem sich 
das Marktwissen der Tarifpartner widerspiegelt, ist eine Überforderung sowohl des 
Verordnungsgebers als auch der Prüfstelle absehbar, so dass in der Umsetzung mit erheblichen 
rechtlichen Unsicherheiten und Konflikten und jenseits des unmittelbaren Erfüllungsaufwandes 
mit erheblichen Kosten zu rechnen ist. 
 
Notwendigkeit einer Konsultationspflicht bei Rechtsverordnung 
Deshalb ist eine Konsultationspflicht gegenüber den Tarifpartnern vor Erlass der 
Rechtsverordnung einzuführen. Beim Erlass von Rechtsverordnungen greift das zuständige 
Ministerium auf bestehende Tarifverträge zurück. Mit dem Begriff „Zugrundelegen“ ist aber nicht 
sichergestellt, ob bewusst oder irrtümlich nur Teile von Tarifverträgen übernommen werden oder 
ob es zu Auslegungsfehlern der mitunter komplizierten Tarifverträge kommt.  Im Gesetz muss 
daher verankert werden, dass die Spitzen der Sozialpartner und die jeweils tarifschließenden 
Verbände und Gewerkschaften vor Erlass einer Rechtsverordnung verbindlich anzuhören sind.  So 
können sie eine sachgerechte Überprüfung der Inhalte in die Rechtsverordnung überprüfen. § 4 
Absatz 1 Satz 1 sollte daher ergänzt werden um „Das für Arbeit zuständige Ministerium bestimmt 
für öffentliche Aufträge im Einvernehmen mit den zuständigen Tarifparteien in den 
nachfolgenden Branchen durch Rechtsverordnung…“ 
 
Bessere Lösungsansätze aus dem Bundestariftreuegesetz aufgreifen! 
Das Tariftreuegesetz des Bundes ist in vielerlei Hinsicht kein gutes Vorbild für den 
Landesgesetzgeber. Bei dem Schutz von Tarifverträgen vor Fehlinterpretationen des 
Verordnungsgebers sieht es allerdings Lösungsansätze an, die analog auch für das 
Tarifentgeltssicherungsgesetz des Landes übernommen werden sollten. So stellt § 5 Abs. 1 BTTG 
notwendigerweise klar, dass die Rechtsverordnung Tarifregelungen nur „unverändert“ 
übernehmen darf. Damit wird verhindert, dass der Verordnungsgeber kreativ oder selektiv mit 
Tarifregelungen umgeht. Ebenso ist eine verbindliche Gelegenheit zur Stellungnahme der 
betroffenen Tarifverbände vorgesehen. Die Verbände können auch eine Empfehlung der 
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Clearingstelle (in NRW könnte eine solche Rolle z.B. der beim MAGS angesiedelte Tarifausschuss 
übernehmen) verlangen. Schließlich besteht über § 2a Abs. Nr. 5 ArbGG auch die Möglichkeit, die 
Wirksamkeit einer Rechtsverordnung im arbeitsgerichtlichen Beschlussverfahren zu überprüfen. 
Wenn mit dem Gesetz sichergestellt werden soll, dass die Tarifkultur nicht geschwächt werden soll, 
sind analoge Regelungen auch für das TESG des Landes geboten. 
 
Klarstellung des anzuwendenden Tarifvertrags bei Ausschreibung 
Um im Vergabeverfahren eine Vergleichbarkeit der Angebote zu ermöglichen und diese dem 
Grunde nach wettbewerbskonform zu gestalten, ist eine Klarstellung zum anzuwendenden 
Tarifvertrag in den Vergabebekanntmachungen zwingend aufzunehmen. Eine Vergleichbarkeit der 
Angebote ist für die Vergabestellen beim einem fehlen nicht möglich. Die entsprechenden 
Regelungen finden sich in § 4 Abs. IV des Entwurfs des Niedersächsischen Tariftreue- und 
Vergabegesetzes, in § 3 Abs. III S. 2 des baden-württembergischen Tariftreue- und 
Mindestlohngesetz, in § 8 Abs. 2 des saarländischen Tariftreue- und Fairer-Lohn-Gesetz sowie in § 
11 des Tariftreue- und Vergabegesetzes Mecklenburg-Vorpommern.  
 
 
§ 6 Nachweise  
 
Mehraufwand vermeiden! 
Besonders kritisch werden die vorgesehenen umfassenden Nachweis-, Dokumentations- und 
Kontrollpflichten gesehen. Die Pflicht zur digitalen Vorhaltung und Vorlage geeigneter Unterlagen, 
die Einbindung sämtlicher Nachunternehmer und Verleihunternehmen sowie die Möglichkeit 
paralleler Kontrollen durch Auftraggeber und eine neu geschaffene Prüfstelle führen zu einem 
erheblichen bürokratischen Mehraufwand. Laut Gesetzesbegründung soll zwar die Pflicht zur 
Bereithaltung von vollständigen und prüffähigen Unterlagen für Prüfungen (nach § 8 TESG) der 
Bereithaltung von Unterlagen nach geltendem Recht für Betriebsprüfungen nach § 28p 
Sozialgesetzbuch (SGB) IV entsprechen. Das suggeriert, dass die Pflicht nach § 6 TESG keinen 
Mehraufwand für die Unternehmen bedeuten würde. Tatsächlich aber findet eine Betriebsprüfung 
nach § 28p SGB IV alle vier Jahre statt. Nach § 6 Abs. 2 TESG und § 8 TESG können aber die 
Auftraggeber selbst und die „Prüfstelle Tarifentgeltsicherung“ jederzeit und unabhängig 
voneinander entsprechende Prüfungen vornehmen. Daher sind ständig die Unterlagen vollständig 
und aktuell zu halten und bei Prüfungen zu erläutern. Gerade mittelständische Bauunternehmen 
verfügen häufig nicht über eigene Verwaltungsabteilungen, um die geforderten Prozesse 
dauerhaft abzubilden. Die Gefahr besteht, dass formale Fehler – unabhängig von der tatsächlichen 
Einhaltung tariflicher Entgelte – zu Sanktionen führen. Es ist zwar zu begrüßen, dass die 
Nachweispflichten nicht für tarifgebundene Unternehmen nach § 8 Absatz 2 Satz 2 gelten, 
allerdings können nach dem Wortlaut des Gesetzes tarifgebundene Unternehmen von 
Nachweispflichten betroffen sein, wenn der von ihnen angewendete Tarifvertrag nicht den 
Regelungen zu den Mindestentgelten nach § 3 entspricht. 
 
Präqualifikation 
Unterschiedliche Einschätzungen bestehen im Handwerk dazu, ob Präqualifikation helfen kann, 
Bürokratielasten im Zusammenhang mit dem TESG zu verringern. Es empfiehlt sich, sich hierzu an 
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der aktuellen Novellierung des Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetzes zu orientieren.2 Es (§ 
10) differenziert neuerdings in dieser Hinsicht zwischen der Vergabe von Bauleistungen, bei denen 
Präqualifizierung ein Lösungsweg sein kann, und der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen, für 
die eine einfache Erklärung in Textform genügt.  
 
 
§ 8 Kontrollen, Verordnungsermächtigung 
 
Aufbau von Parallelbürokratie zum Zoll 
Die Einhaltung der in Rechtsverordnungen festgesetzten Arbeitsbedingungen soll durch den 
öffentlichen Auftraggeber stichprobenartig kontrolliert werden. Hierzu bedient er sich einer bei 
der Deutschen Rentenversicherung Rheinland und der Deutschen Rentenversicherung Westfalen 
neu einzurichtenden Prüfstelle. Hier ist nicht nachvollziehbar, warum in § 8 Abs. 2 TESG nicht auf 
die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) des Zolls als bisheriger Kontrollinstanz abgestellt wird und 
nun zwei weitere Prüfstellen geschaffen werden. Die neuen Prüfstellen stehen der 
Herausforderung gegenüber, sich hinsichtlich der tariflichen Regelungen einer großen Zahl von 
Branchen sattelfest machen zu müssen. Seit über 20 Jahren ist der Zoll auf der Grundlage des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes (SchwarzArbG), des Mindestlohngesetzes (MiLoG) und des 
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AentG) für die Kontrolle der Einhaltung des Mindestlohns und 
der allgemeinverbindlichen Tarifverträge und Rechtsverordnungen nach dem AEntG zuständig 
und übt diese Prüftätigkeit sehr erfolgreich aus. Ohne jede weitere Notwendigkeit soll durch das 
TESG mit der „Prüfstelle Tarifentgeltsicherung“ eine zusätzliche Institution geschaffen werden, die 
sich zu einer Parallelstruktur zur FKS des Zolls auswachsen wird. Selbst die Auflistung der 15 
Branchen, für die nach § 4 Abs. 1 TESG die Prüfstelle zuständig sein soll, ist nahezu deckungsgleich 
mit der Branchenauflistung nach § 2a SchwarzArbG und § 4 AEntG.  
Dieses Übermaß an identischen Kontrollinstitutionen stellt eine enorme bürokratische Belastung 
für die Unternehmen durch Doppelt- und Dreifachprüfungen identischer Sachverhalte dar und 
führt zu erheblichen Zusatzkosten für die Unternehmen und für das Land NRW. Es ist darüber 
hinaus zu befürchten, dass bei arbeitsrechtlichen Auseinandersetzungen über die Lohnhöhe die 
Kontrollstellen mittels der Regelung in § 8 Abs. 3 TESG von den anzeigenden Arbeitnehmern als 
Vorverfahren missbraucht werden, um ihre Ansprüche kostenlos prüfen zu lassen. 
 
Kontrollhäufigkeit widersprüchlich 
§ 8 Abs. 5 ermächtigt das zuständige Ministerium, „die Häufigkeit“ der Prüfungen durch die 
Prüfstelle zu bestimmen. Nach Abs. 3 kontrolliert die Prüfstelle allerdings „anlassbezogen“. Der 
Widerspruch der Formulierungen ist aufzuheben. 
 
Praxisfragen 
Zur konkreten Umsetzung dieser Regelungen stellen sich einige Fragen, die in der Praxis erhebliche 
Probleme und Unsicherheiten auslösen können:  

• Wie wird die Einrichtung der Prüfstelle bei Selbstverwaltungsträgern (DRV 
Rheinland/Westfalen) rechtlich abgesichert und organisatorisch umgesetzt? 

 
2 https://starweb.hessen.de/cache/GVBL/2026/00040.pdf  
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• Werden bei der Einrichtung und dem Betrieb der Prüfstelle Kosten zu Lasten der 
Beitragszahler anfallen? 

• Welche konkreten personenbezogenen Daten werden zu welchem Zweck verarbeitet, wie 
wird Datensparsamkeit gewährleistet und wie werden Dritte eingebunden? 

• Ist es vom Gesetzgeber beabsichtigt, dass bei bestehender Innungsmitgliedschaft eine 
Privilegierung nicht nur im Rahmen der Prüfung durch die Prüfstelle, sondern auch im 
Anwendungsbereich des § 8 Abs. 1 TESG greift (Regel-Ausnahme-Prinzip), um den 
Entlastungszweck tatsächlich zu erreichen? 

 
 
§ 9 Sanktionen 
 
§ 9 regelt die Vereinbarung einer angemessenen Vertragsstrafe bei Verstößen gegen die Pflicht zur 
Zahlung der Mindestentgelte, der Nachweispflichten oder der Sicherstellungspflichten. Gegen die 
Vereinbarung von Vertragsstrafen ist im Grundsatz nichts einzuwenden. Es ist aber zu befürchten, 
keine ernsthafte Auskömmlichkeitskontrolle der Angebote durch die Auftraggeber erfolgt. Auch 
dies ist eine Erfahrung der Prüfungen der FKS des Zolls in der Gebäudereinigung seit 2008. Die 
vorgesehenen Sanktionen, insbesondere außerordentliche Kündigungsrechte und 
Vertragsstrafen, werden als sehr weitgehend angesehen. In der Baupraxis können Verstöße 
innerhalb komplexer Nachunternehmerketten auftreten, ohne dass der Hauptauftragnehmer 
hierauf unmittelbaren Einfluss hat. Es bedarf einer klaren Differenzierung zwischen vorsätzlichen, 
grob fahrlässigen und geringfügigen Verstößen sowie eindeutiger Regelungen zur 
Verantwortungsabgrenzung, um unverhältnismäßige Haftungsrisiken zu vermeiden. Wichtig ist, 
dass an dieser Stelle auf keinen Fall eine Beweislastumkehr durch die Hintertür eingeführt werden 
darf. Dies wäre systemwidrig, in der Sache nicht angemessen und insbesondere für KMU eine 
erbliche Belastung.  
Zu hinterfragen ist die Bezugnahme auf die Auftragssumme bei Vertragsstrafen. Dies kann je nach 
Fall schnell zu sehr unverhältnismäßigen Strafen führen, insbesondere dort, wo der Lohnanteil an 
einem Auftrag niedrig ist – etwa durch sehr hohe Materialkosten o.ä. Dies sollte bei der Regelung 
zu den Sanktionen berücksichtigt werden. Insbesondere für KMU kann die Regelung ansonsten 
schnell existenzgefährdend sein. Auch müsste ggf. eine Absicherung des Liquiditätsrisikos über 
eine Versicherung erfolgen, was wiederum weitere zusätzliche Kosten verursacht. Unklar ist, wie 
die „angemessene Strafe“ nach § 9 Abs. 2 TESG konkretisiert wird, um einheitliche Anwendung und 
Verhältnismäßigkeit zu sichern. 
 
 
§ 10 Übergangsregelung, Berichtspflichten 
 
Neben der in § 10 Abs. 2 TESG vorgesehenen Evaluierung durch die zuständigen Ministerien sollten 
auch die Verbände der Sozialpartner in die Berichtspflichten einbezogen werden. § 10 Abs. 2 TESG 
ist folgendermaßen zu ergänzen: „Zu der Evaluierung sind Stellungnahmen der Verbände der 
Sozialpartner einzuholen und beizufügen.“ 
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IV. Fazit  
 
Das Handwerk in Nordrhein-Westfalen begrüßt alle Initiativen, die dazu dienen, die Attraktivität in 
Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften, die Stärkung der Funktionsfähigkeit der 
Tarifautonomie und die Stabilisierung des Tarifvertragssystems zu erhöhen.  
 
Allerdings stärkt der Entwurf des TESG in seiner bisherigen Form die Tarifbindung nicht. Durch die 
staatliche Festsetzung von Mindestentgelten per Rechtsverordnung wird die tarifpolitische 
Gestaltungsfunktion der Sozialpartner unterminiert, da in vielen Fallkonstellationen bestehende 
Tarifverträge per Rechtsverordnung überlagert werden. Für Unternehmen entfällt ein zentraler 
Anreiz zur dauerhaften Tarifbindung. Der Gesetzentwurf setzt sich nachvollziehbare Ziele, droht 
diese aber im Ergebnis wie andere Tariftreuegesetze des Bundes und der Länder zu verfehlen und 
die Tarifbindung weiter zu schwächen. 
 
Der Gesetzentwurf erhöht die Komplexität und damit die Zugangshürden zu öffentlichen 
Vergabeverfahren weiter. Insbesondere tarifgebundene Unternehmen werden dadurch 
benachteiligt. Damit steht das Gesetz auch im Widerspruch mit den bundes- und landespolitischen 
Zielen der Beschleunigung und Vereinfachung des Vergabeverfahrens. Damit entfernt sich das 
Land NRW auch den gemeinsamen Zielen der „Föderalen Modernisierungs-Agenda“ vom 04. 
Dezember 2025, die Verfahren in der Vergabe weitestgehend zu vereinheitlichen. Er gefährdet 
auch das Ziel, dass Sondervermögen Infrastruktur schnell und unkompliziert umzusetzen und 
führt zu einem Rückzug von Unternehmen aus der öffentlichen Vergabe. Er steht ähnlich wie das 
in Beratung befindliche Antidiskriminierungsgesetz in deutlichem Widerspruch zu dem generellen 
Anspruch der Landesregierung, Berichts- und Dokumentationspflichten und Verwaltungsaufwand 
zu reduzieren. 
 
Mit dem TESG ist ein Anstieg bürokratischer Belastungen durch digitale Dokumentations- und 
Nachweispflichten, neue Kontrollstrukturen sowie parallele Prüfungen durch verschiedene Stellen 
verbunden. Gerade kleine und mittlere Betriebe verfügen nicht über die erforderlichen 
administrativen Ressourcen. Der Gesetzentwurf steht daher in Widerspruch zu den 
Ankündigungen und Bemühungen der Landesregierung, Bürokratie abzubauen und Verwaltung 
zu modernisieren. 
 
Um die negativen Auswirkungen des Gesetzes zu mildern und Zielverfehlungen zu vermeiden, 
sollten zumindest die folgenden Punkte im weiteren Gesetzgebungsverfahren sichergestellt 
werden: 
 

1. Um zahlreiche Auslegungs- und Vollzugsprobleme zu vermeiden, sollte der 
Anwendungsbereich von Rechtsverordnungen gemäß § 4 Absatz 1 sich auf wenige 
Entgeltgruppen konzentrieren und nicht auf das gesamte Spektrum tariflicher 
Vertragsinhalte. 

2. Die Wertgrenzen gemäß § 1 Absatz 5 sollten deutlich erhöht werden.  
3. Um Fehler bei der Übernahme komplexer tarifvertraglicher Regelungen in eine 

Rechtsverordnung zu vermeiden, sollten Rechtsverordnungen nur im 
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Einvernehmen mit den betroffenen Tarifparteien erarbeitet werden. Dies sollte in 
§ 4 Absatz 1 verankert werden. 

4. Es sollte ein Vorrang bestehender Branchentarifverträge, die von Unternehmen 
angewendet werden, vor der auftragsbezogenen Anwendung einer Rechtsverordnung 
im Sinne des Gesetzentwurfs gelten.  

5. Im Sinne des von der Landesregierung propagierten Grundsatzes „one in, one out“ 
sollte zu dem vorliegenden Gesetzentwurf ein Kompensationsvorschlag vorgelegt 
werden, der die unbestreitbare bürokratische Mehrbelastung an anderer Stelle 
ausgleicht. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Ihr 
 

 
Prof. Dr. Hans Jörg Hennecke 
Hauptgeschäftsführer 


